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Über das Lob für Theodor W.
Adornos „Aspekte des neuen
Rechtsradikalismus“
Im Sommer 2019 wird ein Vortrag von Adorno von 1967 erstmals verlegt
und findet großen Anklang. Anlass des Vortrags war der Einzug der NPD in
mehrere  Landesparlamente  und  die  heutigen  Rezensent*innen  finden  an
seinen vorgetragenen Aspekten vieles wieder, was in Zeiten des Aufstiegs
der  AfD  los  ist.  Die  Gruppen  gegen  Kapital  und  Nation  nehmen  das
öffentliche Lob kritisch unter die Lupe.

Die Narben einer Demokratie

Adorno will in dem Vortrag keine Erklärung des Rechtsradikalismus machen,
er  will  nur  „versuchen,  (…)  in  losen  Bemerkungen  einige  Dinge
hervorzuheben, die vielleicht Ihnen nicht allen so gegenwärtig sind.“ (S. 9)
In diesem Sinne ist das Buch voll mit Hinweisen und Thesen, die aber kaum
ausgeführt werden. Damit ist das Buch eine gute Vorlage für diejenigen, die
sich aus dem Buch einfach Aspekte herauspicken, kreativ auf die heutige
Zeit  anwenden  und  damit  ihre  Weltsicht  bestätigen  wollen.  Diese  von
Rezensent*innen  rausgesuchten  Aspekte  sollen  im  Folgenden  diskutiert
werden, weil  sie ein Licht auf die demokratische Auseinandersetzung mit
dem Rechtsradikalismus werfen und nebenbei auch auf Adornos Vortrag.

Dass Rechtsradikale die „ewig Unbelehrbaren“ und Verrückte seien, ist eine
1967 wie heute bekannte These. Dass das irgendwie in jeder Demokratie
vorkomme und dieses Urteil dann eher ein Abfinden ist, nach dem Motto –
ist  irgendwie  so,  muss  man  mit  leben  und  ist  daher  auch  nicht  weiter
interessant  –,  auch.  Dagegen  hält  Adorno  fest,  dass  der  Anklang  von
rechtsradikalen Gedankengut tiefere und festere gesellschaftliche Gründe
hat.

„Ich glaube man kann darauf nur antworten: Gewiß sei in jeder sogenannten
Demokratie  auf  der  Welt  etwas  Derartiges  in  variierender  Stärke  zu
beobachten, aber doch nur als Ausdruck dessen, daß dem Inhalt nach, dem
gesellschaftlich-ökonomischen Inhalt nach, die Demokratie eben bis heute
nirgends wirklich und ganz sich konkretisiert hat, sondern formal geblieben
ist. Und die faschistischen Bewegungen könnte man in diesem Sinn als die
Wundmale, als die Narben einer Demokratie bezeichnen, die ihrem eigenen
Begriff eben doch bis heute noch nicht voll gerecht wird.“ (S. 18)

In der Postfaschismus-Ära war von der KPD bis in die CDU hinein das Urteil
in Mode, dass die Kapitalkonzentration den Faschismus hervorgebracht oder
begünstigt habe. Auf der einen Seite hat diese einige Personen ökonomisch
sehr mächtig gemacht und ihnen die Gelegenheit gegeben, die Nazis in ihrer
Propaganda  wirksam  zu  unterstützen.  Auf  der  anderen  Seite  habe  die
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Kapitalkonzentration  dafür  gesorgt,  dass  nicht  nur  Arbeiter*innen  sich
massenhaft auf der Straße wiedergefunden haben, sondern auch kleinere
Betriebe massenhaft dicht machen mussten. Dass die Schere von arm und
reich  immer  weiter  auseinandergeht,  ist  eine  Systemnotwendigkeit  des
Kapitalismus. So hatte sich Adorno das richtigerweise gedacht.

Diesen  Gedanken  finden  jetzt  diverse  Rezensent*innen  irgendwie  auch
wichtig und spannend:

„Wer  denkt  da  im  21.  Jahrhundert  nicht  auch  sofort  an  die  großen
Digitalkonzerne und ihre Macht, ganze Geschäftsmodelle mit einer kleinen
Algorithmus-Änderung vernichten zu können?“ (SZ am 20.07.2019)

Wenn der SZ da erstmal die amerikanischen Internet-Konzerne einfallen, ist
klar, dass sie von einer Systemnotwendigkeit nichts wissen will, sondern von
Auswüchsen,  die  die  demokratische  Politik  korrigieren  müsste.  Denn
schließlich  könnte  man  an  allerhand  denken,  wie  an  die
Kapitalkonzentration in diversen Branchen (Automobil,  Einzelhandel etc.),
die Finanzkrise 2008 oder das anhaltende Bauernsterben. DER SPIEGEL ist
dann  weit  weg  von  ökonomischen  Fragen,  wenn  er  sich  Adornos
Überlegungen  frei  interpretierend  in  ein  Problem  der  demokratischen
Öffentlichkeit  übersetzt:  „Wenn  sich  Teile  der  Bevölkerung  heute  von
demokratischer Teilhabe ausgeschlossen sehen,  haben sie  oftmals  recht.“
(06.08.2019)

Drei Fragen bleiben aber.

Erstens:  Warum  ist  der  Prozess  der  Kapitalkonzentration  eigentlich  ein
Hinweis auf eine Nicht-Vollendung der Demokratie? Es ist doch gerade der
Rechtsstaat  mit  seinen  gewählten  politischen  Führer*innen,  die  diesen
Prozess  mit  Eigentumsgarantie,  Vertragsfreiheit,  Sozialstaat  und
Wirtschaftspolitik hervorbringt und fördert.

Zweitens:  Sind  die  Rechten  als  Deklassierte  oder
Modernisierungsverlierer*innen  gut  eingeordnet?  Immerhin  stellt  Adorno
und  auch  die  heutige  Berichterstattung  fest,  dass  die  Rechten  in  allen
Klassen und Schichten der Bevölkerung zu finden sind.

Drittens: Was ist der Zusammenhang zwischen individuellen ökonomischen
Misserfolg oder fehlender Teilhabe (ob real, drohend und bloß eingebildet)
und  rechtsradikalen  Denken?  Denn  Bürger*innen  gewöhnen  sich  an
allerhand und machen vieles mit. Ist die Krise, aus welcher der Faschismus
heraushelfen soll,  in den Köpfen der Rechtsradikalen tatsächlich so klein
angelegt, dass es sich bei ihr um die versammelten individuellen Krisen der
Rechtsradikalen handelt?

So macht Adorno jedenfalls weiter:

Der subjektive Faktor

„Diese Konzentrationstendenz bedeutet nach wie vor auf der anderen Seite
die Möglichkeit der permanenten Deklassierung von Schichten, die ihrem
subjektiven Klassenbewusstsein nach durchaus bürgerlich waren, die ihre



Privilegien,  ihren  sozialen  Status  festhalten  wollen  und  womöglich  ihn
verstärken. Diese Gruppen tendieren nach wie vor zu einem Haß auf den
Sozialismus  oder  das,  was  sie  Sozialismus  nennen,  das  heißt,  sie
verschieben die Schuld an ihrer eigenen potentiellen Deklassierung nicht
etwa auf die Apparatur, die das bewirkt, sondern auf diejenigen, die dem
System,  in  dem  sie  einmal  Status  besessen  haben,  jedenfalls  nach
traditionellen Vorstellungen, kritisch gegenübergestanden haben.“ (S. 10)

Leute haben Aufstiegshoffnungen in der bürgerlichen Gesellschaft, und sie
stellen fest, dass diese Hoffnungen gerade nicht erfüllt werden. Woran liegt
das? Ihre Antwort ist nicht diejenige, die Adorno für richtig hält: Das System
ist verantwortlich, bzw. die Apparatur. Stattdessen geben sie die Schuld den
Kritiker*innen des Systems.

So mag sich vielleicht eine FDP-Anhänger*in ihren ökonomischen Misserfolg
erklären,  wenn sie meint,  dass der Umweltschutz oder der Arbeitsschutz
Grund  für  den  ausbleibenden  Erfolg  sei.  Bekommt  man  aber  damit  die
Feindschaft gegen Marxismus (zu dem für einen heutigen Rechtsradikalen
auch die  Ökobewegung und der  Feminismus  gehört),  EU (damals  EWG),
Ausländer*innen  und  Staatsbürger*innen  mit  migrantischem Hintergrund
zusammen? Diese Aspekte des Rechtsradikalismus kennt Adorno ja auch,
genauso  wie  die  Rezensent*innen.  So  schreibt  DER  SPIEGEL  zu  dem
Adorno-Zitat: „Und heute, kann man ergänzen, vor allem auf Migranten und
eine herbeihalluzinierte linke Meinungsdiktatur.“

Adorno  behauptet  die  Rechten  würden  eine  Schuldverschiebung  vom
System auf die Kritiker*innen des Systems machen. Da fällt dem Spiegel auf,
dass  die  AfD  noch  einen  anderen  wichtigen  Feind  kennt:  die
Ausländer*innen (oder das, was sie dafür halten). Aber das ist doch keine
„Ergänzung“, wie DER SPIEGEL meint.

Zur  Logik  der  Schuldverschiebung,  wie  Adorno  sie  darlegt,  passen
Migrant*innen nämlich überhaupt nicht. Diese waren nie als Gruppe Kritiker
des Systems, noch hatten sie politische Macht.

Liegt  es  nicht  viel  näher,  das  politische  Programm  und  die
Feindschaftserklärungen des Rechtsradikalismus ernst zu nehmen? Damals
(NPD)  wie  heute  (AfD)  steckt  für  die  Rechtsradikalen  unübersehbar  das
Volk, der Staat und mit beiden eben die Nation in der Krise. Die Ursachen
dieser  Krise  werden  entsprechend  im  Internationalismus  (oder  heute
Humanismus)  der  Linken,  in  Abhängigkeiten  vom  Ausland  und  in  den
vorhandenen (oder so gesehenen) Ausländer*innen in der Heimat gesehen.

Damit  kann  man  auch  erklären,  warum  der  Rechtsradikalismus  ein
klassenübergreifendes  Phänomen  ist:  Schlicht  weil  es  nicht  einfach  um
individuelle Existenzkrisen geht, sondern um etwas Höheres: um die Nation.
Die ist für jede Bürger*in, unabhängig von der Klassenlage, ein hohes Gut
und  gilt  als  die  Grundlage  eines  würdigen  Lebens  schlechthin.  Die
Rechtsradikalen unterscheiden sich dann von den anderen Bürger*innen,
weil sie sich zur Diagnose vorgearbeitet haben, dass die Nation in der Krise
stecke.

Ein überkommender Nationalismus



Dass die Sorge um den Zustand der Nation für die Rechten eine große Rolle
spielt,  ist  wiederum  allen  klar  –  Adorno  wie  den  heutigen
Zeitungsschreiber*innen. Hier lebt dann aber die Idee von „Ewiggestrigen“
in  modifizierter  Form  auf.  In  der  SZ  steht:  „Auch  die  Analyse  der
ideologischen Macht  des  Nationalismus,  die  sich  heute  die  AfD und ihre
europäischen Verwandten systematisch zunutze machen,  ist  erschreckend
gültig.  In  der  Tatsache  seiner  Überholtheit  in  einer  internationalisierten
Welt sieht Adorno keine Schwäche, sondern unnachahmlich lakonisch die
eigentliche  Stärke  des  Nationalismus:  Es  sei  schließlich  so,  dass
‚Überzeugungen und Ideologien gerade dann, wenn sie eigentlich durch die
objektive Situation nicht mehr recht substanziell sind, ihr Dämonisches, ihr
wahrhaft Zerstörerisches annehmen‘“ (Die SZ zitiert hier Adorno, S. 13).

Der Nationalismus törne also gewisse Leute besonders dort an, wo er kaum
mehr eine Rolle spiele in der Gesellschaft. Und damit sei der Nationalismus
bloß  eine  Ausdrucksweise  von  tiefergehenden  sozialpsychologischen
Motiven, die mit Nationalismus nicht viel zu tun haben.

Hier liegt einer der zentralen Grundfehler Adornos und der demokratischen
Öffentlichkeit  heutzutage  vor,  wenn  sie  den  Rechtsradikalismus  erklären
wollen. Denn der Nationalismus ist nicht überholt, er ist von links bis rechts
das Normale:

Wer hat denn zu Adornos Zeiten nicht ständig vom „Wir“ gesprochen, das
jetzt  den  Wiederaufbau Deutschlands  vorantreiben  müsse?  Welche
Regierung zu seinen Zeiten hat die Einbindung Deutschlands in das System
des freien Westens nicht mit einem Wiederaufstieg Deutschlands in der Welt
verbunden? Oder heute: „Europa braucht uns, wie wir Europa brauchen“,
sagt  Merkel  2020.  Der  Maßstab  des  Internationalismus  ist  eben
Deutschlands Stärke. Und auch Merkel weiß, dass der Internationalismus da
seine Grenze hat, wo man zum Schluss kommt, dass er Deutschland nicht
mehr nützt. Aufgrund der Trumpschen Politik drück sie das folgendermaßen
aus: „Die Zeiten, in denen wir uns auf andere völlig verlassen konnten, die
sind ein Stück vorbei. (…) Wir Europäer müssen unser Schicksal wirklich in
die eigene Hand nehmen“ (Merkel 2017).

Und da wird das ausgerechnet das Programm der AfD, die gleich skeptisch
ist,  ob Deutschland in der EU gut aufgehoben sei,  anstatt  sein Schicksal
selbst in die Hand zu nehmen, für überholt erklärt? Mag sein, dass die AfD-
Position  vom  deutschen  Feldherrenhügel  provinziell  und  letztlich  als
schädlich für Deutschland erscheint.  Aber dass das Ausland ein prekärer
Partner für die Stärke der eigenen Nation ist, diesen Gedanken schöpft die
AfD  nicht  einfach  aus  der  Vergangenheit,  sondern  aus  der  normalen,
alltäglichen Politik. Dass das Programm der AfD als unzeitgemäß und für
verrückt erklärt wird, sagt einiges über die Rezensent*innen aus: Ihnen ist
der  regierungsamtliche Nationalismus,  der  Deutschland  in  Konkurrenz
gegen  und  Kooperation  mit  anderen  Staaten stark  machen  will,  so
selbstverständlich gut,  dass  sie  darin gar  kein nationales  Interesse mehr
entdecken  wollen,  sondern  nur  moralisch  gerechten  Friede-,  Freude-,
Eierkuchen-Einsatz für die ganze Welt. Nur, wer sich diesem Programm in
den Weg stellt (und das sind vor allem die anderen Staatenlenker und rechte
Fans einer konsequenteren Selbstbehauptung), der ist dann Nationalist.



Das Ende vom Lied

Wird von den Rezensent*innen zunächst Adornos Gedanke gelobt, dass man
die  Rechten  nicht  als  Spinner  abtun,  sondern  nach  gesellschaftlichen
Gründen fragen sollte, die den Rechtsradikalismus begünstigen, bleibt am
Ende folgendes Urteil übrig:

Der Kapitalismus begünstigt (immer mal wieder) Abstiegsängste. Und eine
gut funktionierende Demokratie fängt Abstiegsängste so ein, dass die Leute
sich auch weiterhin mit der Demokratie identifizieren. Rechte gebe es nur,
weil die Demokratie unvollendet sei oder gerade nicht gut funktioniere. Der
Deutschlandfunk ist sich daher sicher: „Demokratie vollenden, die sozialen
Verwerfungen mindern. Nur so, meint Adorno, ist der rechtsextreme Sumpf
auszutrocknen.  Was zu tun ist,  liegt  also auf  der Hand.“ (DLF-Kultur am
25.01.2020) In dieser Weise nehmen das ja auch die Volksparteien wahr,
wenn sie sich selbst vorwerfen, dass Leute abdriften. Sie machen sich zur
Aufgabe,  diese wieder hinter  sich zu versammeln,  damit  die  Gesellschaft
nicht gespalten, sondern als nationale Einheit dasteht. Der Nationalismus ist
das  kollektive  „Ja“  zur  staatlichen  Zwangsjacke  einer  kapitalistischen
Gesellschaft, die von Gegensätzen nur so wimmelt. Er ist das Bewusstsein,
dass der einzelne Bürger sich für das Allgemeine einsetzen sollte. Doch das
Allgemeine besteht in einer Gesellschaft aus lauter Konkurrenten nunmal
„bloß“  in  der  staatlichen Pflege der  Grundlagen dieser  Konkurrenz.  Und
damit  ist  die  Stärke  des  Staates  selber  ein  Anliegen  des  modernen
nationalistischen Bürgers. Die staatliche Handlungsfähigkeit nach Innen wie
Außen ist letztlich das A und O der Patrioten von CSU bis zur Linkspartei.
Und diese Handlungsfähigkeit sehen AfD und die Identitären gefährdet, weil
die  derzeitige  Außenpoilitik  und  Bevölkerungspolitik  in  ihren  Augen  die
Einheit  im Volk  gefährde.  Dass  die  AfD und die  Identitären  eine  andere
Einheit wollen, ist deutlich. Dass die nationale Identität und die Sorge um
das  „Wir“  und  Deutschlands  Stärke  in  der  Welt  in  der  vollendeten
Demokratie überhaupt das fortlaufende Sprungbrett der Rechtsradikalen ist,
das kommt den Rezensenten von Adorno gar nicht in den Sinn. Und Adornos
Vortrag  liefert  dafür  eher  Futter  als  Gegenargumente,  wenn  er  den
Nationalismus nur im Extrem erkennen kann und nicht im Normalvollzug
der  Demokratie;  wenn er  die  Demokratie  nicht  als  Form von  Herrschaft
ernst  nimmt  und  ein  mehr  an  Demokratie  vermisst;  und  wenn  er  den
Bürger*innen eine politische Krisendiagnose nicht  zutraut  und ihnen nur
private ökonomische Kalkulationen attestiert.

Der Text ist zuerst erschienen in der Zeitschrift Lirabelle #24.

Tipp zum Weiterlesen:

Eine  ausführliche  antinationale  Kritik  des  Programms  der  AfD  und  eine
Kritik der demokratischen Kritik an der AfD findet sich in der Broschüre:
„Von  Schland  nach  Gauland  –  Das  Krisenprogramm  der  AfD  und  seine
demokratische Grundlage“
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